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Gnindstücksbesitzer müssen für 
die Straße vor ihrer Haustür zahlen 

Senat beschlieJ3t Gesetz / Empörung bei Erbänden und CD[- 

vox CHRISTIKE RICHTER 

D er rot-rote Senat will die 
Grundstücksbesitzer in Ber- 

lin künftig zur Kasse bitten, wenn 
die Str'aßen ausgebaut werden. 
Das entsprechende .,Srraßenaus- 
baubeitragsgesetz" wurde gestern 
von der Landesregierung be- 
schlossen. Auch die PDS, die sich 
lange gegen diese neue Abgabe 
gewehrt hatte, stimmte im Senat 
zu. Im Frühjahr nächsten Jahres 
werde das Gesetz nach den Bera- 
tungen im Parlament in Kraft tre- 
ten, sagte Stadtentr~ickiungsse- 
natorin Ingeborg Junge-Reyer 
(SPD). 

Nach Ansicht des Senats wird 
mit dem Gesetz und der Kosten- 
beteiligung eine „größere Gerech- 
tigkeit" zwischen den Anliegern 
und der Allgemeinheit, die bis- 
lang in Berlin allein den Straßen- 
;iusbau finanzierte, geschaffen. 
„Die Regelungen sind fair", sagte 
Junge-Reyer. Durch eine quaiita- 
tiv bessere StraI3e steige auch der 
Wert der Grundstücke. 

In allen anderen Bundeslän- 
dern - mit Ausnahme von Baden- 
Württemberg - gibt es ein solches 
Straßenausbaubeitragsgesetz 
schon. Die Höhe der Kosten, die 
ein Grundstücksbesitzer iiber- 
nehmen muss, wird nach einem 
etwas komplizierten Schlüssel be- 
rechnet. Sie richtet sich nach der 
Grundstücksgröl3e- Aso nach der 
Quadratmeterzahl, nicht nach der 
Kantenlänge des Grundstücks an 
der auszubauenden Straße. Au- 
Kerdem wird die tatsächliche oder 
mögliche C;eschosshöhe des Ge- 
bäudes auf dem Grundstück be- 
rücksichtigt. Wer beispielstwise 
ein bis zu sechsstöckiges Haus 
bauen dürfte, muss mehr zahlen 
als ein Flesitzer eines eingeschos- 
sigen Hausei. Dariiber hinau5 

I Die neue Regelung 
1 Das Straf3enausbaubeRragsge- 

setz wird nach der Verabschiedung 
Im Senat nun vom Rat der Burger- 
meister, also in den molf Bezir- 
ken, und im Abgeordnetenhaus be- 
raten. Anderungen sind nicht 
ausgeschlossen. weil das Gesetz 
bei Fraktionen Im Abgeordneten- 
haus umstritten 1st. 

In Kraft treten wird das neue Ge- 
setz ~oraussichtlich Im Frühjahr 
2006. Es gilt nur für den Ausbau 
neuer Straßen. Es ist ausge- 
schlossen, dass die Bezirke das 
Gesetz nutzen, um die Ausbesse- 
rung von Schlaglochern von den 
Anliegern finanzieren zu lassen. 

Die Anlieger werden an dem ge- 
planten Ausbau der StraRe betei- 
ligt. Das heißt, es findet eine An- 
horung statt. Allerdings haben die 
Anwohner kein Vetorecht. Sie kon- 
nen aber gegen die von ihnen ge- 
forderte Kostenbeteiligung vor Ge- 
richt klagen. Dies geschieht in 
anderen Bundesländern sehr oft. 

w3rd unterschieden zwischen An- 
lieger-, tlaupterschliei3ungs- und 
Hauptverkehrsstraßen. Da Anlie- 
gerstraßen ruhiger und attraktiver 
sind als Durchgangsstraßen, wer- 
den Gnindstiickscigentürner in 
Anliegerstraßen ebenfalls stärker 
zur Kasse gebeten. Ihr Anteil am 
Str'aßenausbau kann bis zu 71 
Prozent betragen, bei Di~rch- 
gangsstraßen liegt dieser dagegen 
nur bei 25 Prozent. 

Den Cbrschlag für einen Stra- 
ßenausbüu - beispielsseise einen 
neuen Gehtleg, die Verbreiterung 
der Fahrbahn oder neue Lampen 

- macht das Tiefbauarnt eines Be- 
zirks. Die Behürde berechnet die 
Kosten und lädt dann zu einer An- 
hörung ein. Die h n o h n e r  kön- 
nen Einsprüche erheben oder an- 
dere Vorschläge machen. Sie ha- 
ben allerdings kein Vetorecht. 
Sach dem neuen Gesetz ist ausge- 
schlossen, dass die Grundstücks- 
besitzer die Kosten auf die Mieter 
umlegen können. 

Wie hoch die Kosten für den 
einzelnen Eigentümer ausfallen 
können, wolltc die Stadtentwick- 
lungssenatorin nicht sagen. Es 
gebe keine Berechnungen. Es sei 
auch falsch, dass der Senat mit 
jährlichen Einnahmen in Höhe 
ton  fünf Millionen Euro rechne, 
so Junge-Reyer. So will es der Vcr- 
band Deutscher Grundstücksnut- 
zer (L'DGN) herausgefunden ha- 
ben. Nach Berechnungen des 
L'DGN müssen die Grundstücks- 
eigentümer - vor allem in den 
Sicdlungsgebieten c~ie in Mar- 
zahn-Hellersdorf - mit Kosten 
zwischen 10 000 und 30 000 Euro 
rechnen. Junge-Reyer wollte diese 
%Al nicht bestätigen. 

Der Beschluss des Senats löste 
am Dienstagnachmittag einen 
Sturm der Empörung aus. CDU, 
FDF! die Berliner Industrie- und 
Handelskammer (IHR, derVDGN 
und der Verband Berlin-Branden- 
hurgischer Ctiohnungsunterneh- 
men protestierten gegen das neue 
Gesetz. „Das ist taktisch die gigan- 
t~schste Steuererhöhnng aller Zei- 
ten'', sagte der CDU-Abgeordnete 
IJcte Goetze. Llie IIIK warnte, der 
\Lirtschaftsstandort Berlin werde 
LU sehr belastet. Die PDS-Frak- 
tion dagegen reagierte zurückhal- 
tend und hrderte, dass Anwohner 
und Bczirkcvcrordnett.nver- 
sarnmlungert müsstcn auf jeden 
Fall beteiligt tiierden. 



zahlen h r  
Strakenausbau 
Senat legt den Entwurf 

far ein ~ e i t  ragsgesetz vor 

Die Haus- und Wohnungseigentümcr in 
Berlin müssen sich darauf einrichten, für 
die Verbesserung, Erweiterung oder Er- 
neuerung der StraLe, an der ihr Grund- 
stück liegt, künftig zur Kasse gebeten zu 
werden, Der Senat beschloss am Diens- 
tag den Entwurf für ein Straßenausbau- 
beitragsgesetz, das voraussichtlich im 
Frühjahr 2006 in Kraft treten wird. Die 
Kostenbeteiligung soll zwischen 25 und 
75 Prozent liegen - je nachdem, ob es 
sich um einen Wohnweg, eine Anlieger- 
straBe, eine Haupterschließungs- oder 
eine Hauptverkehrsstraße handelt. 

Die Philosophie, die hinter dem neuen 
Gesetz steckt: Die Anrainer profitieren 
vom Ausbau ,,ihrer6' S t rak ,  d e m  die 
Werthaltigkeit des Grundstücks steigt. 
Berlin folgt damit dem Beispiel der ande- 
ren Bundesländer, die mit Ausnahme 
von Baden-Württemberg ihre Bürger an 
den Kosten des StraBenausbaus beteili- 
gen. Und so funktioniert's. Erst stellen 
die bezirklichen Tiefbauämter (bei Bun- 
desstrafSen die Senatsvenvaltung für 
Stadtentwicklung) das Bauprogramm 
auf. Darüber werden die betroffenen An- 
lieger informiert 
und in einem formli- -- - - 

chen Anhörungsver- Junge-Reyer: 
fahren beteiligt. Sie 
können Einwände Keiner muss 

oder Änderungen 
vorschlagen; ein Ve- Häuschen 
torecht haben sie verkaufen 
nicht. Anschlie- 
ßend befasst sich 
die zuständige Bezirksverordnetenver- 
sammlung oder der Bauausschuss des Ab- 
geordnetenhaiises mit den  Projekt. 

Dann werden die Kosten berechnet. 
Den Ausbaustandards werden im Gesetz- 
cntwurf des Senats Höchstgrenzen ge- 
setzt. Je nach Grundstücksgöße und - 
nach dem Baurecht erlaubter - Geschocs- 
hohe werden die Anwohner an den tat- 
sächlich entstandenen Kosten bereiligt. 
Die Rechnung stellt das Tiefbauamt aus. 
Ctadtcnt~ticklungsscnaturin Ingcborg 
Junge-Rcyer (SPD) ndnnte gestern cin 
, grob geschätztes" Btispiel: Der Eigtintü- 
mcr eines ein- bis zweigeschossigen Hau- 
ses mit 700 Quadratmetern Grundstück 
muss beim Neubau der AnlicgerstraRc 
mit einer Kostenbctcili,~ung ton  2500 
Eüro rechen. 
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Kleingärtner sind davon nicht betrof- 
fen. Die Kosten dürfen auch nicht vom 
Eigentümer auf die Mieter umgelegt wer- 
den. Für Anlieger in einer „wirtschaftli- 
chen oder persönlichen Notlage" gibt es 
eine HärtefalMausel, Sie erlaubt die Stun- 
dung der Kostenbeiträge, eine Ratenzah- 
lung oder einen Kostenerlass. ,,Niemand 
wird sein Häuschen verkaufen müssen", 
versicherte Junge-Reyer. Der Koalitions- 
Partner PDS, dessen Klientel in den 
Wohsiedlungen lebt, die vom neuen Ge- 
setz möglicheweise zuerst erfasst wer- 
den, geht mit Bauchschmerzen in die be- 
vorstehende Parlamentsberatung. Die 
Linkspartei forderte gestern eine „sozial 
gerechte Ausgestaltung" und eine echte 

der Anlieger am Planungsver- 
fahren. Der Verband Bcrlin-Brandenbur- 
gischer Wohungsunternehmen (BBLj) 
will sogar ein Mitentscheidungsrecht bei 
der Festlegung des Ausbaustandards und 

/ der Einstufung der Straße. AuRerdern 
müssten die Straßenarbeiten „im Wettbe- 
werb an den günstigsten Leistungsanbie- 1 ter4' vergeben werden. CDU, FDP und 
der Verband Deutscher Grundstücksnut- 

I zer lehnen das Gesetz ab. ZU 
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